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FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST WIRTSCHAFT, KMB, MITTELSTAND UND ENERGIE


22. FEBRUAR 2026 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 27. Oktober 2020 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass oder Änderung einer Berufsreglementierung


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


	Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


	Art. 2 - Vorliegendes Gesetz setzt die Richtlinie (EU) 2018/958 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Juni 2018 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass neuer Berufsreglementierungen teilweise um.


	Art. 3 - Artikel 7 des Gesetzes vom 27. Oktober 2020 über eine Verhältnismäßigkeitsprüfung vor Erlass oder Änderung einer Berufsreglementierung wird wie folgt ersetzt:

	"Art. 7 - § 1 - Jede Behörde nimmt vor der Einführung neuer oder der Änderung bestehender Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs eine Prüfung der Verhältnismäßigkeit gemäß vorliegendem Gesetz vor.

	Bei einem Gesetzesvorschlag oder einem Abänderungsantrag führen seine Verfasser die Verhältnismäßigkeitsprüfung durch. Auf ihren Antrag hin kann der für den betroffenen Beruf zuständige Minister die betroffene Verwaltung beauftragen, eine Stellungnahme zu der Verhältnismäßigkeitsprüfung abzugeben. Diese Stellungnahme wird innerhalb einer Frist von dreißig Tagen abgegeben, die ab dem Tag nach dem Tag zu laufen beginnt, an dem die Verwaltung den Antrag erhalten hat. Falls erforderlich kann der Minister diese Frist um sechzig Tage verlängern. In diesem Fall setzt der Minister die Verfasser des Gesetzesvorschlags oder des Abänderungsantrags davon in Kenntnis. Ist die Stellungnahme nicht innerhalb der Frist von dreißig beziehungsweise neunzig Tagen abgegeben worden, gilt sie als negativ.

	Berufskammern und Berufsinstitute führen gemäß den Bestimmungen des vorliegenden Gesetzes eine Verhältnismäßigkeitsprüfung durch, wenn sie beabsichtigen, Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs für den Beruf zu erlassen, für den sie zuständig sind. Diese Prüfung wird vor der Einführung dieser neuen Vorschriften durchgeführt und behandelt alle in Artikel 8 aufgeführten Kriterien.

	§ 2 ­ Der Umfang der in § 1 erwähnten Prüfung steht im Verhältnis zu der Art, dem Inhalt und den Auswirkungen dieser Vorschriften.

	Die Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs werden von einer Erläuterung begleitet, die so ausführlich ist, dass eine Bewertung der Übereinstimmung mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ermöglicht wird.

	Die Gründe für die Betrachtung der in § 1 erwähnten Vorschriften als gerechtfertigt und verhältnismäßig werden durch qualitative und, soweit möglich und relevant, quantitative Elemente substantiiert.

	Die in § 1 erwähnte Prüfung wird objektiv und unabhängig durchgeführt.

	Der König kann durch einen im Ministerrat beratenen Erlass unabhängige Stellen schaffen oder bestimmen, die beauftragt sind, eine Stellungnahme zu der Verhältnismäßigkeitsprüfung abzugeben und die zuständigen Behörden bei der Erstellung dieser Prüfung zu begleiten. Er kann die Modalitäten und das Verfahren vorsehen, die von der Stelle bei der Abgabe dieser Stellungnahme zu befolgen sind, einschließlich der Fristen, innerhalb deren diese Stelle diese Stellungnahme abgibt."


	Art. 4 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 7/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

	"Art. 7/1 - § 1 - Die von einer Berufskammer oder einem Berufsinstitut durchgeführte Verhältnismäßigkeitsprüfung und die Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs werden vom zuständigen Minister vor ihrem Erlass analysiert, wenn diese Vorschriften einer Bestätigung durch den König oder den zuständigen Minister bedürfen, um verbindlich zu sein.

	Wenn die Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs keiner Bestätigung bedürfen, um verbindlich zu sein, und eine unabhängige Stelle gemäß Artikel 7 § 2 Absatz 5 geschaffen oder bestimmt worden ist, gibt diese Stelle eine Stellungnahme zu der Verhältnismäßigkeitsprüfung ab oder begleitet sie die zuständige Berufskammer oder das zuständige Berufsinstitut bei der Erstellung dieser Prüfung.

	Wenn die Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs keiner Bestätigung bedürfen, um verbindlich zu sein, und keine unabhängige Stelle gemäß Artikel 7 § 2 Absatz 5 geschaffen oder bestimmt worden ist, gibt der für den betroffenen Beruf zuständige Minister eine Stellungnahme zu der Verhältnismäßigkeitsprüfung ab.

	§ 2 ­ Gegebenenfalls wird die in § 1 erwähnte Stellungnahme von der Berufskammer oder dem Berufsinstitut vor Erlass der Vorschriften zur Reglementierung eines Berufs eingeholt.

	Außer wenn der König dies in Anwendung von Artikel 7 § 2 Absatz 5 anders bestimmt, wird die in § 1 Absatz 2 und 3 erwähnte Stellungnahme innerhalb einer Frist von dreißig Tagen abgegeben, die ab dem Tag nach dem Tag zu laufen beginnt, an dem die unabhängige Stelle beziehungsweise der Minister den Antrag erhalten hat. Falls erforderlich kann die unabhängige Stelle beziehungsweise der Minister diese Frist um sechzig Tage verlängern. In diesem Fall setzt die unabhängige Stelle beziehungsweise der Minister die Berufskammer oder das Berufsinstitut davon in Kenntnis. Ist die Stellungnahme nicht innerhalb der Frist von dreißig beziehungsweise neunzig Tagen abgegeben worden, gilt sie als negativ."


	Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


	Gegeben zu Brüssel, den 22. Februar 2026


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Wirtschaft
D. CLARINVAL

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

Der Minister des Innern
B. QUINTIN

Der Minister der Mobilität
J.-L. CRUCKE

Die Ministerin des Mittelstands und der Selbständigen
E. SIMONET

Mit dem Staatssiegel versehen:

Die Ministerin der Justiz
A. VERLINDEN

